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I. Das Publikum als Publizitätsadressat  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  41
II. Personell beschränkter Adressatenkreis als Publikum?  . . . . . . . . .  41
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GmbH-Gesellschafterliste  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  58
I. Gründe für die gesetzgeberische Entscheidung über die 

 Herstellung der GmbH-Gesellschafterpublizität  . . . . . . . . . . . . . . .  58
II. Überblick über die Entwicklungsgeschichte der GmbH-Gesell-

schafterliste  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  61
1. Die Gesellschafterliste früherer Fassung als Mitglieder-
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B. Gesellschaftsexterne Publizitätsinteressen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100
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B. Prüfungsrecht des Registergerichts?  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  149

I. Das Meinungsbild zur Frage eines formalen Prüfungsrechts  . . . .  149
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der Eintragung im Handelsregister  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  171
c) Der Verzicht auf die „materielle Wahrheit“ durch Maßgeb-

lichkeit der formellen Legitimation   . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  172
d) Kein effektiver Berechtigtenschutz durch inhaltliches Prü-
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ständigkeit bei Beurkundung der Anteilsabtretung durch einen 
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 Beurkundungsnotars zur eigenverantwortlichen Erstellung  
und Einreichung einer aktualisierten Liste  . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  240



14 Inhaltsverzeichnis

D. Listenerstellung und -einreichung im Zuständigkeitsbereich des 
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a) Legitimation bei wirksamer Anteilsübertragung  . . . . . . . . . .  295
b) Legitimation auch bei eingeleiteter, aber fehlgeschlagener 

Übertragung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  296
2. Gesetzlich begründete Zuordnungsverschiebungen  . . . . . . . . . .  296

a) Erbrechtliche Gesamtrechtsnachfolge nach §§ 1922, 1967 
BGB i. V. m. § 15 Abs. 1 GmbHG  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  296

b) Sonstige gesetzlich begründete, dingliche Zuordnungsver-
schiebungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  299

II. Falschbezeichnungen personen- bzw. unternehmensbezogener 
Angaben  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  299
1. Inhaltliche Angaben nach §§ 8 Abs. 1 Nr. 3, 40 Abs. 1 S. 1 

GmbHG  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  300
2. Identifikationsfunktion der Daten   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  302

III. Sonderfall: Wechsel im Gesellschafterkreis einer GmbH-beteilig-
ten GbR  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  305
1. Die Eintragung einer GbR als GmbH-Gesellschafterin  . . . . . .  305
2. Positivrechtliche Regelungen für die Eintragung im Handels-

register (§ 162 Abs. 1 S. 2 HGB) bzw. im Grundbuch (§ 47 
Abs. 2 GBO)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  308

3. Das Meinungsbild der Literatur  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  310
4. Die GbR-Gesellschafterstellung als eintragungspflichtige 

Tatsache?  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  313
a) Auslegung des § 40 Abs. 1 S. 1 GmbHG  . . . . . . . . . . . . . . .  313
b) Keine direkte Anwendung des § 47 Abs. 2 S. 1 GBO bzw. 

§ 162 Abs. 1 S. 2 HGB  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  314
c) Analogieschluss zu § 47 Abs. 2 S. 1 GBO bzw. § 162 

Abs. 1 S. 2 HGB   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  314
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bb) Unzulässigkeit einer Gesamtanalogie zu §§ 47 Abs. 2 

S. 1 GBO, 162 Abs. 1 S. 2 HGB  . . . . . . . . . . . . . . . . .  320
cc) Keine vergleichbare Interessenlage zu § 47 Abs. 2 

S. 1 GBO  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  321
dd) Vergleichbarkeit der Interessenlage zu der des § 162 

Abs. 1 S. 2 HGB  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  326
5. Zwischenergebnis  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  334
6. Listenaktualisierung bei Wechsel des GbR-Gesellschafter-

kreises  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  335
a) Rechtliche Ausgangslage in der GbR im Falle der Verände-

rung des Gesellschafterkreises  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  336
b) Verpflichtende Einreichung einer neuen Liste im Falle einer 

Veränderung der GbR-Gesellschafterzusammensetzung  . . . .  337
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4. Abwägungsrelevante Aspekte für die Prüfung der Angemes-
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kundungsnotars  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  676
2. Kein Ausschluss bei unbeabsichtigter Zuständigkeitsmissach-
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ursprünglichen Übereinstimmung der formellen und materiel-
len Rechtslage und anschließender Inkongruenz  . . . . . . . . . . . .  725
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Gegenstand der Untersuchung

Das GmbH-Gesellschaftsrecht kennt seit jeher die Führung einer Gesell-
schafterliste, aus welcher die obligatorischen Personaldaten der Gesellschaf-
ter hinsichtlich Name, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort sowie der 
Betrag der von dem Gesellschafter übernommenen Stammeinlage hervorge-
hen sollen.1 Im Zuge der MoMiG-Reform im Jahr 2008 hat die Gesellschaf-
terliste einen deutlichen Wandel hin zu einem Rechtsscheinträger erfahren, 
der sowohl die maßgebliche Legitimationsbasis im Verhältnis von Gesell-
schafter und GmbH (§ 16 Abs. 1 GmbHG) als auch den Anknüpfungspunkt 
für einen gutgläubigen GmbH-Anteilserwerb (§ 16 Abs. 3 GmbHG) darstellt. 
Während die Neueinführung der Möglichkeit des gutgläubigen Anteilser-
werbs in der Literatur ausreichend analysiert wurde, hat die Regelung des 
§ 16 Abs. 1 GmbHG nur eine stiefmütterliche Behandlung von der Literatur 
erfahren.2 Diese Arbeit rückt nunmehr die Vorschrift des § 16 Abs. 1 
GmbHG in den Mittelpunkt. Denn auch im Zusammenhang mit § 16 Abs. 1 
GmbHG stellen sich einige für die GmbH-rechtliche Praxis bedeutsame 
Fragen, wenn § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG anordnet, dass nur derjenige zur 
Geltendmachung von Mitgliedschaftsrechten autorisiert gilt, der in die im 
Handelsregister aufgenommene Gesellschafterliste als Gesellschafter einge-
tragen wurde. § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG entfaltet demnach eine unwiderleg-
liche Vermutung der Befugnis zur Geltendmachung von Gesellschafterrech-
ten, die nur durch eine Aktualisierung der zuletzt eingereichten Liste mit 
ex-nunc-Wirkung beseitigt werden kann. Das Gesetz unterscheidet damit 
zwischen einer formell legitimierten Gesellschafterstellung des in der Liste 
Eingetragenen auf der Grundlage eines formalisierten Eintragungsprinzip 
und der materiell-rechtlichen Gesellschafterstellung des Anteilsinhabers. 

Die Maßgeblichkeit der formellen Legitimation birgt nicht zuletzt auf-
grund etwaiger (legitimer) Geheimhaltungsinteressen von Erwerbern ein 

1 Im Zuge der Reformierung durch das Handelsrechtsreformgesetz vom (Gesetz 
zur Neuregelung des Kaufmanns- und Firmenrechts und zur Änderung anderer han-
dels- und gesellschaftsrechtlicher Vorschriften (Handelsrechtsreformgesetz – HRefG) 
v. 22.6.1998) wurde auf die Angabe des Standes verzichtet. Vgl. hierzu die Begrün-
dung  des RegE  zum Handelsrechtsreformgesetz  v.  29.8.1997, BT-Drucks.  13 / 8444, 
S. 75, 84 f.

2 Vgl. auch Rieg, Erwerb vom Nichtberechtigten und Liste der Gesellschafter, 
S. 66 f., der auf die „durchaus rege Diskussion [zu §§ 16 Abs. 3, 40 GmbHG] in 
Wissenschaft und Rechtsprechung“ hinweist.
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enormes Konfliktpotential in sich, welches im Einzelfall Auswirkungen 
sowohl auf den gesellschaftsinternen als auch -externen Rechtsverkehr ha-
ben kann. Die Inkongruenz von formeller Listen- und materieller Rechtsla-
ge führt zu einer „temporären Enteignung“3 des materiell Berechtigten. Im 
Hinblick auf Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG ist es daher erforderlich, die Interessen 
des materiell Berechtigten einem entsprechenden Schutz zuzuführen und 
diese in einen angemessenen Ausgleich zu den widerstreitenden Allgemein-
wohlinteressen zu bringen. Zwar macht auch die GmbH-rechtliche Literatur 
den Eintritt der Legitimationswirkung zugunsten des Eingetragenen ganz 
überwiegend von weiteren Voraussetzungen abhängig. Dennoch wurde die 
verfassungsrechtliche Dimension des § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG von der Li-
teratur bislang nur ungenügend gewürdigt. 

Diese Arbeit schließt diese Lücke und behandelt die verfassungsrechtli-
chen Implikationen im Zusammenhang mit der unwiderleglichen Vermutung 
des § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG. Hierfür werden die Vorschriften zur Führung 
der GmbH-Gesellschafterliste einer ausführlichen Betrachtung unterzogen. 
Insbesondere werden in der Literatur heftig umstrittene, aber auch wenig 
beachtete Fragestellungen einer gesamtheitlichen Betrachtung zugeführt. Es 
wird sich zeigen, dass die Vorschriften zur Führung der GmbH-Gesellschaf-
terliste die regelmäßige Übereinstimmung der formellen Listen- und der 
materiellen Rechtslage nicht gewährleisten können, weswegen der Vorschrift 
des § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG kein reines Rechtsscheinprinzip zugrunde zu 
legen ist. Die von § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG vorgesehene unwiderlegliche 
Vermutung der Gesellschafterstellung kann daher aufgrund der verfassungs-
rechtlichen Anforderungen an eine hiermit einhergehende Beschränkung des 
grundrechtlich geschützten Anteilseigentums nicht ohne jede Einschränkung 
Geltung für sich beanspruchen. Wie auch schon unter Geltung des Anmel-
deprinzip des § 16 Abs. 1 GmbHG a. F., macht die ganz überwiegende Li-
teraturauffassung den Eintritt der formellen Legitimationswirkung des § 16 
Abs. 1 S. 1 GmbHG n. F. zusätzlich von einem einschränkenden Zurech-
nungserfordernis abhängig, mit der Folge, dass in bestimmten Fällen aus-
nahmsweise ein Ausbleiben dieser Rechtswirkung stattfinden soll. Eine 
tiefere dogmatische Durchdringung der Frage der Umsetzung eines Zure-
chenbarkeitsgedankens in § 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG bleiben diese Ansätze 
aber größtenteils schuldig. 

Der Implementierung des Zurechnungsgedankens wird durch diese Arbeit 
der dogmatische Boden bereitet. In der Literatur vertretene Zurechnungs-
konzepte werden auf ihre Systemfestigkeit hin überprüft. Schwerpunktmäßig 
wird hierbei das Auseinanderfallen von formeller und materieller Listenlage 
im Sinne einer Personenverschiedenheit von eingetragenem und tatsächli-

3 Wachter, GmbHR 2010, 596 (598).
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chem Gesellschafter erörtert. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wird ein 
eigenes Konzept ausgearbeitet, welches die Verfassungskonformität des § 16 
Abs. 1 S. 1 GmbHG sicherstellt. Zur verfassungsrechtlichen Berücksichti-
gung der widerstreitenden Allgemeinwohl- und Eigentümerinteressen wird 
das Zurechnungsmodell in Gestalt einer tripolaren Rückbeziehung der Lis-
tenaktualisierung vorgeschlagen. Die so vorzunehmende Rückbeziehung 
sowohl zur Person des materiell Berechtigten, des neu eingetragenen Gesell-
schafters als auch der GmbH sichert insbesondere im Falle wiederholt un-
richtiger Gesellschafterlisten einen angemessenen Ausgleich der widerstrei-
tenden schützenswerten Belange und wahrt die Verfassungskonformität des 
§ 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG.




